
Die Gefahr, dass die Demokratie unter
die Räder kommt, ist stark gewach-
sen. Auch, weil darüber nur wenig
diskutiert wird. Es könnte ja der

Bundespräsident eine große Rede über den
Zustand dieser Demokratie und den Ausbau
von Bürgerbeteiligung halten. Fehlanzeige.
Oder Kurt Beck oder Angela Merkel. Auch
Fehlanzeige. Im Gegenteil: Das Schwinden
der Wahlbeteiligung wird nicht selten zur
Stärke der Demokratie umgedeutet, mit dem
Hinweis, darin könne sich eine grundsätzli-
che Zufriedenheit ausdrücken.

Es gibt Tendenzen, welche die Demokratie
schleichend schwächen, weshalb sie im politi-
schen Alltag leicht vergessen werden. So hat es
ausgerechnet das Parla-
ment, das einzige di-
rekt gewählte Gremi-
um, sehr schwer, sich
Einfluss zu verschaf-
fen. Die politische
Bürokratie selbst, die
Spitzen von Parteien,
Verbände, Lobbyisten, wichtige Medien, die
Spitzen von Regierung und Regierungsfrak-
tionen spielen meist die entscheidende Rolle.
Diese Verschiebung der Macht zugunsten der
Exekutive hat sich mit der Abgabe von Kom-
petenzen an europäische und internationale
Gremien verschärft, die haben den für die De-
mokratie entscheidenden Nachteil, nur wenig
legitimiert zu sein; weder durch Wahlen noch
eine ausreichende parlamentarische Kontrolle.
Mit diesem Verlust an Einfluss geht ein Verlust
an Ansehen der Parlamente einher, verstärkt
durch eine national wie international unauf-
haltsame wirtschaftliche Konzentration.
Großkonzerne sind geballte wirtschaftliche
und damit zugleich politische Macht: Sie ver-
hindern Wettbewerb, schwächen die Position
von Mittelstand und Konsumenten. Sie diri-
gieren Zehntausende von Beschäftigten, len-
ken Investitionsströme von zig Milliarden
Euro, prägen mit ihren Marketing-Maßnah-
men öffentliches Bewusstsein, bestimmen in
ihren Forschungslabors über die Zukunft aller.
Begleitet ist dies zeitgleich von einer kräftigen
Privatisierung ehemals vom Staat oder der öf-
fentlichen Hand erledigter Aufgaben. Eine
Privatisierung, die fast immer mit einem Ver-
lust an öffentlicher Kontrolle einher geht. Da-
mit gilt die Gleichung: mehr Privatisierung,
weniger Demokratie.

Und schließlich tun die Eliten alles, um den
Staat nach allen Regeln der Kunst madig zu
machen. Die Demokratie braucht jedoch ei-
nen starken und angesehenen Staat. Er sichert
als Rechts-Staat die Regeln, nach denen die
Demokratie nur funktionieren kann, er
schafft als Sozial-Staat die materiellen
Grundlagen, damit die Bürgerrechte nicht
nur formale, sondern auch materielle Rechte
sind. Dieses Verächtlichmachen korrespon-
diert mit einer ideologischen Beschreibung
der Wirklichkeit, indem über Sachzwänge

und angebliche fehlende Alternativen geredet
wird. Wäre es so, dann könnte Politik nur
noch Unabweisbares vollziehen, wäre also
blanke Bürokratie und nicht mehr Politik.

Es kommt zu diesen gängigen Momenten
einer latenten Demokratie-Gefährdung noch
hinzu, dass der Sozialstaat schweren Er-
schütterungen ausgesetzt ist und sich das Ar-
beitsleben grundlegend ändert. Der Sozial-
staat schützt nicht nur vor der Unbill des frei-
en Marktes, er verschafft auch denen eine
Identität, die seine Leistungen in Anspruch
nehmen müssen, indem er sie nicht als Bitt-
steller behandelt, sondern als Rechtsperso-
nen. Dieser lange erkämpfte Status wird in-
zwischen Stück für Stück wieder aufgekün-

digt. Es wird zwar im-
mer wieder, aber meist
nur am Rande erwähnt,
dass dieser Prozess auch
elementar die Demokra-
tie berührt. Wer soziale
Rechte abbaut, der
macht nicht nur den be-

troffenen Bürgern, sondern auch der Demo-
kratie und damit allen Bürger das Leben
schwer.

Von welcher Demokratie ist überhaupt die
Rede? Denn auf die Demokratie lässt ja kei-
ner etwas kommen in dieser Republik. Es
geht um eine Demokratie, in der sich Bürger
eingeladen und nicht von irgendwelchen Eli-
ten abgeschreckt fühlen. Die Sorge gilt nicht
einer Eliten-Demokratie, in der mal die eine,
mal die andere Parteien- und Wirtschaftseli-
te mit dem Regierungsgeschäft betraut wird.

Zwei wichtige Zahlen liefert hierzu eine
Studie der Friedrich Ebert-Stiftung, die Mit-
te 2006 unter dem Titel Gesellschaft im Re-
formprozess veröffentlicht worden ist. 63
Prozent der Befragten sagen demzufolge, ih-
nen machten die gesellschaftlichen Verände-
rungen Angst. Knapp die Hälfte (46 Prozent)
spricht von einem ständigen Kampf des
Überlebens. Das kann nicht überraschen. Die
Arbeitswelt von heute ist eine grundlegend
andere. Unternehmen entlassen Menschen,
weil sie Verluste machen. Unternehmen ent-
lassen Menschen, weil sie zu geringe Gewin-
ne machen. Und Unternehmen entlassen
Menschen, weil sie noch höhere Gewinne
machen wollen. Dann gibt es noch Unter-
nehmen, die stellen Menschen ein, aber nur
befristet oder in Teilzeit oder für ein Projekt
oder zu einem sehr geringen Lohn oder nur
auf Provision und eigenes Risiko. Am aller-
liebsten übersehen Unternehmen das »Oder«
und bieten befristete, schlecht bezahlte Teil-
zeit-Projekte auf eigenes Risiko an. Die fest-
angestellten Arbeitnehmer ängstigen sich vor
der nächsten Entlassungswelle, die anderen
passen und strengen sich an, um ihr Projekt
oder ihre befristete Stelle verlängert zu be-
kommen. Alle Kraft wird gebraucht, um die
jetzige Krise zu bewältigen oder sich auf die
nächste vorzubereiten. Davon abgesehen,
dass diese Entwicklung betriebswirtschaft-
lich eine ungeheure Vergeudung von Res-
sourcen – nämlich von Engagement und
Kreativität – bedeutet, werden auf diese Wei-
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Zu steif zum Spagat
STOIBERS NIEDERGANG ■  Die große Koalition fordert ein Opfer

Ein Mann, dem der Wind so entgegen
bläst, kommt nicht mehr voran; er
muss aufgeben. Die Frage ist, wo
der Wind eigentlich herkommt. Von

dem, was die Medien antworten, wird sie
eher verschüttet. Immer wieder liest man,
Stoiber habe den Fehler gemacht, erst in
Merkels Kabinett gestrebt und dann den
Rückzug angetreten zu haben. Doch so alt-
backen, eine gefasste Absicht auch dann
nicht ändern zu dürfen, wenn eine neue Si-
tuation eingetreten ist, können selbst
bayerische Christ-Soziale nicht sein. Das
Neue bestand darin, dass der ursprüngliche
Plan der großen Koalition, eine Regierung
der drei Parteivorsitzenden Merkel, Stoiber
und Müntefering zu bilden, am erzwunge-
nen Rückzug des letzteren von der SPD-
Spitze scheiterte. Die SPD sei unberechen-
bar geworden, kommentierte Stoiber und
begründete damit auch, weshalb er in Bay-
ern bleiben wollte. Den Ärger der Partei-
freunde kann man sich wohl nur so er-
klären, dass Stoiber nach der letzten Bay-
ernwahl, in der er die CSU fast zur Zwei-
drittelmehrheit geführt hatte, zum immer
autoritärer regierenden Chef geworden
war. Gern wäre man ihn losgeworden.
Aber mögen die Zähne auch geknirscht ha-
ben: Einen Chef, der Erfolg hat, verlässt
man nicht so schnell.

Als jedoch Frau Pauli, die nicht irgendei-
ne »provinzielle« Landrätin ist, sondern
dem CSU-Vorstand angehört, Stoiber an-

zugreifen begann, hatte die große Koalition
schon eine Weile gearbeitet. Dem Minister-
präsidenten war der Spagat von Kritik und
Unterstützung der Merkel-Regierung, für
den er nach Bayern zurückgegangen war,
zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr ge-
lungen. Eine Blitzumfrage der ARD hat er-
geben, dass die Zustimmung zu ihm seit
seinem Verzicht auf ein Bundesministeramt

wieder kräftig gestiegen war, von Oktober
2006 an aber sank. War da nicht die Ent-
täuschung über die Gesundheitsreform auf
dem Höhepunkt? Stoiber spielte da keine
glückliche Rolle. Als Merkel 2003 auf dem
Leipziger Parteitag der Christdemokraten
ihre neoliberale Gesundheitspolitik durch-
setzte, erklärte die CSU, sie schließe sich
nicht an. Ein Jahr später gab Stoiber den
Widerstand jedoch auf. Die große Koaliti-
on versuchte er dann als sozialstaats-
freundlicher Hemmschuh und Zauderer zu
begleiten. Natürlich musste er auch den
Unmut der Bevölkerung über den Gesund-
heitskompromiss von Union und SPD ir-
gendwie aufgreifen. Aber zuletzt trat er nur

als Schutzherr der Privatversicherungen
auf. Das ist kein Spagat mehr, sondern Ent-
stellung zur Kenntlichkeit.

Der Spagat gehört in Bayern zum politi-
schen System. Wenn Stoiber ihn nicht
bringt, muss es ein anderer versuchen. Die
CSU kann ihre absolute Mehrheit nämlich
nur halten, wenn sie als Regierung auch die
Oppositionsneigung weithin absorbiert.
Wo wäre aber der bessere Ersatz? Das Pro-
blem liegt weniger in Figuren wie Beck-
stein, Huber oder Herrmann, von denen
man vorerst nicht weiß, welche Spagat-
fähigkeiten sie noch entwickeln könnten.
Dass sie es könnten, ist doch immerhin
möglich. Das Problem heißt Seehofer. Frau
Pauli ist Anhängerin dieses beliebten und
politisch versierten Mannes, der seine Äm-
ter niedergelegt hatte, als Stoiber Merkels
gesundheitspolitischer Linie nachgab, und
den diese beiden dennoch zum Bundesmi-
nister machen mussten. 

In Bayern gingen zu Wochenanfang alle
davon aus, dass Horst Seehofer neuer Par-
teivorsitzender wird. Wenn er dann noch
einen Ministerpräsidenten stützte, der
Merkels Linie näher steht als er, wäre der
Spagat bereits bestens gesichert. Aber es
scheint, dass er selbst auch Ministerpräsi-
dent werden will. Gelänge es ihm, würde
die große Koalition spannend. Zu span-
nend vielleicht. Viele werden es verhindern
wollen, und er ist stark genug, andere zu
verhindern. ■

Die CSU kann ihre absolute Mehrheit
nur halten, wenn sie als Regierung auch
die Oppositionsneigung weithin
absorbiert



POLITIK 5Freitag 3 19. Januar 2007

Kai Ehlers

Nicht nur aufs Geld schauen
GRUNDEINKOMMEN ■  Wer auf neue Formen einer solidarischen, selbst organisierten Ökonomie
verzichtet, öffnet Tür und Tor für staatliche Manipulationen  

Ist das bedingungslose Grundeinkommen der
Weg in eine gerechtere Gesellschaft? Wer pro-
fitiert letztlich davon und auf wessen Kosten?
Die Vision, in Varianten von Unternehmer Götz
Werner (Freitag 44/06) und Linkspartei-Vize-
Chefin Katja Kipping (48/06) vertreten, besitzt
den Klang von Freiheit und Selbstbestimmung.
Nicht nur derzeitige Hartz IV-Empfänger, auch
manche Unternehmer könnten Gewinner sein.
Neben Werner und Kipping diskutierten bislang
in dieser Zeitung Ulrich Busch (46/06), Wolf-
gang Ratzel (50/06), Wieland Elfferding und
Heinz-Bernhard Wohlfarth (beide 1/07) die Vor-
teile und blinden Flecken eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens. Kai Ehlers ergänzt, eine
solche Forderung komme ohne eine Idee von
Gemeinschaftlichkeit und solidarischem Han-
deln nicht aus. 

Wer eine realistische Vision entwer-
fen will, darf die unangenehmen
Fragen nicht scheuen. Ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen

wäre ohne Zweifel wünschenswert, wenn es
denn möglich wäre – das sagen sogar die Kri-
tiker. Aber ist es möglich? Dass wir alle freie,
selbstbestimmte Menschen sein wollen und
das auch anderen gönnen, bedarf keiner wei-
teren Diskussion. Aber wie sehen die Bedin-
gungen dieser Freiheit aus? Welche Art Öko-
nomie verträgt sich mit ihr? Stimmt die im-
mer wieder vorgebrachte Behauptung, dass
wir heute in einer »Fremdversorgungsgesell-
schaft« leben? Wenn ja, muss die »Fremdver-
sorgung« durch Einführung eines Grundein-
kommens noch gesteigert oder muss sie viel-
leicht durch zeitgemäße Formen der Eigen-
versorgung ergänzt oder gar korrigiert wer-
den? Führt ein staatlich garantiertes Grund-
einkommen notwendigerweise zu mehr Frei-
heit des Individuums und der Wirtschaft oder
– unter Fortbestehen der heutigen Produkti-
ons- und Lebensverhältnisse – vielleicht nur
der Wirtschaft, vielleicht sogar weder der
Wirtschaft noch des Individuums, sondern
des Staates?

Unter Produktivkraft verstehen wir die ma-
teriellen, physischen und geistigen Kräfte, die
der Produktion eines Gutes dienen. Diese
Kräfte haben sich im Laufe der Jahrhunderte
so entwickelt, dass der zur Produktion eines
Gutes notwendige Anteil menschlicher Ar-
beitskraft immer geringer wird. Die »über-
flüssigen« Arbeitskräfte werden ausgestoßen.
Als »Reservearmee«, so schon Marx’ Analy-
se, dienen sie im Kapitalismus dazu, den
Lohn für die Beschäftigten zu drücken. Die-
ser Prozess ist dem Kapitalismus immanent.
Nicht »Vollbeschäftigung«, sondern Redu-
zierung des Anteils lebendiger Arbeit an der
Produktion, ist sein Wirkprinzip – besten-
falls ausgeglichen durch eine quantitative
Ausweitung der Produktion.

Mit der allgemeinen Computerisierung er-
leben wir heute eine rasante Beschleunigung
dieser Entwicklung; gleichzeitig zeigen sich
Grenzen der quantitativen Ausweitung der
Produktion. Das Ergebnis sind wachsende
Massen von »überflüssigen« Arbeitskräften,
die aus dem bisherigen Kreislauf von Pro-
duktion und Konsumtion ausgestoßen wer-
den. Diese Zahl der »Überflüssigen« erhöht
sich noch durch die absolute Zunahme der

schen, handwerklichen und einfachen indu-
striellen Gütern im lokalen und regionalen
Rahmen voranschreiten. Unmittelbare Not
der »Überflüssigen« ist die eine, Fähigkeit zur
Wiederherstellung einer direkten Beziehung
zum Produkt der eigenen Arbeit die andere
Triebfeder solcher Zusammenschlüsse. Sie
können Menschen von außerhalb, sogar glo-
bal in ihr Netz einbeziehen. Ihre Basis ist je-
doch die Kooperation vor Ort. Das ist der
Aspekt der gegenseitigen Hilfe und der sozia-
len Grundabsicherung in Solidargemein-
schaften. Drittens sollte auch selbstbestimm-
te Eigentätigkeit hinzu kommen, mit der jeder
Einzelne seine eigenen Vorstellungen vom
Leben verwirklicht. Das ist der Aspekt der
persönlichen Freiheit, der über lokale, natio-
nale, staatliche, aber auch über ethnische und
kulturelle Grenzen hinausführt.

Diese drei Elemente müssen ineinander
greifen. Eins kann nicht isoliert vom anderen
verwirklicht werden, ohne die gesellschaftli-
chen Verhältnisse zu verzerren: Grundein-
kommen ohne Schaffung solidarischer
Schutzräume öffnet Tür und Tor für staatli-
che Manipulationen. Gemeinschaftsbildung
ohne Bezug zur Welt endet in Regionalismus
und Zwangskollektiven. Beides hatten wir
schon. Verabsolutierte Eigenarbeit endet in
der Ich-AG als extremste Perversion persön-
licher Freiheit. Eine lebendige Alternative
kann nur aus der Wechselwirkung der drei
Elemente und sie kann nur schrittweise er-
wachsen, wenn möglichst wenig Blut vergos-
sen werden soll.

Die Einführung eines Grundeinkommens
kann ein Schritt auf diesem Weg sein. Umge-
kehrt können heute entstehende Gemein-
schaften dazu beitragen, das vom Kapitalis-
mus geprägte negative Menschenbild zu
überwinden, indem sie zeigen, dass der
Mensch zu solidarischer Lebensweise fähig
ist. Voraussetzung für das eine wie das ande-
re ist, dass aus den Fehlern der Vergangenheit
gelernt wird, das heißt, dass der Mensch vor
die freie Wahl gestellt wird, wie er oder sie ar-
beiten und wie er oder sie sein oder ihr Leben
organisieren möchte, ohne eines der Elemen-
te zu verabsolutieren. Ich nenne das den Weg
in eine integrierte Gesellschaft.

Eine ausführliche Argumentation ist zu finden in: Kai Eh-
lers: Grundeinkommen für alle – Sprungbrett in eine inte-
grierte Gesellschaft, Pforte/Entwürfe, Dornach 2006, siehe
auch www.kai-ehlers.de

Weltbevölkerung. Alle diese »Überflüssigen«
müssen entweder aus dem Erlös der Produk-
tion unterhalten werden, obwohl sie nicht ar-
beiten, oder sich selbst einen Unterhalt orga-
nisieren, wenn sie nicht sterben wollen – oder
sollen. Hier werden Grenzen der heutigen
Produktionsverhältnisse erkennbar, jenseits
derer die menschliche Gesellschaft zu neuen
Formen der Arbeitsteilung übergehen wird –
wünschenswerter Weise schrittweise und
friedlich.

Damit sind wir bei der »Fremdversor-
gungsgesellschaft«. In der Tat: Einerseits
werden Produkte rund um die Welt ge-
schickt, andererseits haben immer mehr der
»Überflüssigen« vor Ort immer weniger
Mittel, sich die Produkte zu kaufen. Damit
stößt auch die »Fremdversorgung« an ihre
Grenzen. Die Menschen sind gezwungen,
nach neuen Formen der Selbstversorgung zu
suchen, sind gezwungen, lokale und regiona-
le Solidargemeinschaften zu bilden, die sie
widerstandsfähig gegen die Unwägbarkeiten
der »Fremdversorgung« wie auch der Staats-
fürsorge machen. Man kann von einem Puf-
fer, von Schutz-, Kraft-, sogar Widerstands-
räumen gegen die desintegrierenden Folgen
der Globalisierung sprechen, die von ihr
selbst hervorgebracht werden. Das gilt be-
sonders für Länder, die jetzt erst in die Indu-
strialisierung hineingezogen werden, aber
auch für die Metropolen selbst, speziell für
die Länder des ehemaligen sowjetischen Be-
reiches, aus deren ökonomischer Organisati-
on viel für die gegenwärtige Debatte um eine
Grundsicherung gelernt werden kann – ne-
gativ, aber auch positiv.

Vor diesem Hintergrund wird erkennbar,
dass eine zukünftige Grundsicherung aus
drei Elementen zusammenwachsen muss.
Dazu gehört zunächst ein Grundeinkom-

se Unternehmen zu Zonen der Diktatur: Die
Kraft wird für alles benötigt, für den Wider-
spruch ist keine mehr da. Dazu passt, dass die
Mitbestimmung nicht mehr als Scharnier
zwischen sozialer Demokratie und sozialer
Marktwirtschaft hochgehalten, sondern an-
gegriffen wird, wann immer es geht. Beglei-
tet wird dies von der staatlich organisierten
Privatisierung der Lebensrisiken (Rente, Ge-
sundheit). Es findet also eine Addition von
Risiken auf Kosten und zu Lasten des Ar-
beitnehmers statt. Die besonderen Folgen für
die jüngeren Generationen: Die Herausfor-
derung, das eigene Leben zu gestalten, war
noch nie so groß wie heute und dessen Ver-
lauf noch nie so unsicher. Was bleibt da noch,
um Demokratie zu leben?

Ist die Demokratie deshalb in akuter Ge-
fahr? Ein Großteil der politischen Eliten hat
ihr einst etwas kräftigeres Bekenntnis zur
Demokratie in ein vages zugunsten einer plu-
ralen Eliten-Demokratie umgewandelt.
Nicht nur linke Wissenschaftler wie Elmar
Altvater oder Noam Chomsky (»moderne
Form des Totalitarismus«), auch klassische
bürgerlich-liberale Denker wie Ralf Dahren-

dorf (»Diebstahl von Teilhaberechten«) mel-
den sich mit Bedenken zu Wort. Der renom-
mierte Sozialwissenschaftler Helmut Dubiel
warnt: »In der politischen Apathie der Bür-
ger im elitendemokratischen System ... ist die
Gefahr der autoritären Entgleisung der libe-
ralen Demokratie immer vorhanden.« Nur
der Historiker Paul Nolte, einer der Vorden-
ker der Konservativen, frohlockt: Es habe in
Deutschland eine stillschweigende Verschie-
bung der Legitimation von Demokratie ge-
geben. Danach sei Demokratie »nicht die öf-
fentliche Angelegenheit, nicht die res publi-
ca, nicht die vita activa, sondern dasjenige
System, das am ehesten ein Leben in privater
Ungestörtheit ermöglicht.«

All die gravierenden Veränderungen in
Wirtschaft und im Sozialen werden von der
Linken und den Gewerkschaften angepran-
gert und Alternativen vorgelegt. Aber auch sie
sprechen im politischen Alltag die damit ver-
bundenen Folgen für die Demokratie nicht als
zentrales Moment an. Das kann verhängnis-
voll sein, droht sie doch in einem gefährlich
unspektakulären lang andauernden Prozess
um ihren Kern gebracht zu werden. ■

men, das gleiche Teilhabe aller Menschen am
Konsum einer produktiver werdenden Welt
ermöglicht. Das ist der Aspekt der Gleich-
heit. Er wird hauptsächlich durch Geld ver-
mittelt, aber nicht nur. Teile des Grundein-
kommens können auch in allgemeinen, jedem
Menschen gleichermaßen zustehenden Ver-
sorgungsleistungen der jeweiligen Gemein-
schaften bestehen. Das Grundeinkommen

kann selbstverständlich durch eigene Arbeit
aufgestockt werden.

Wichtig ist aber auch eine gemeinschaftliche
Grundversorgung, die aus einer Wiederaneig-
nung der Fähigkeit zur eigenverantwortlichen
Selbstversorgung erwächst. Dies beginnt bei
der kollektiven Selbsthilfe der »Überflüssi-
gen« und kann bis zur gemeinschaftlichen
Versorgung mit selbst hergestellten agrari-
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Entfesselte Exekutive

Berthold Paetz

Münteferings Trickkiste 
DER KOMBILOHN UND MÜNTEFERINGS NEGATIVE EINKOMMENSTEUER ■  Die für den Sommer angekündigte
Arbeitsmarktreform könnte ähnlich chaotisch enden wie die Gesundheitsreform

Dass die große Koalition nicht zu kon-
sistenten Reformentwürfen neigt, hat
die nicht enden wollende Debatte um
die Gesundheitsreform gezeigt.

Schon steht das nächste »Reform«-Thema an:
Mit Kombilohnmodellen soll der Nied-
riglohnsektor ausgeweitet und damit Ar-
beitslosigkeit im großen Stil bekämpft wer-
den. Zeitlich nah beieinander machten jüngst
in Bremen sowohl SPD, als auch CDU klar,
dass sie die Schützengräben ihrer im vergan-
gen Jahr besetzten Positionen nicht verlassen
haben. Bis zum Sommer 2007 soll die Reform
jedoch stehen.

Nach wie vor ist die Koalitions-Arbeits-
gruppe unter Leitung von Arbeitsminister
Müntefering über der Frage von Kombilöh-
nen und Mindestlöhnen zerstritten. Der
CDU/CSU-Vorschlag setzt sich für die Ein-
führung eines Kombilohnes für jüngere und
ältere Langzeitarbeitslose ein. Arbeitgeber,
die solche Arbeitslose einstellen, sollen einen
Zuschuss von 40 Prozent der Lohnsumme
über drei Jahre erhalten. Zusätzlich will man
niedrige Hinzuverdienste für Langzeitar-
beitslose unattraktiver machen, höhere dage-
gen erleichtern. Die Ablehnung kombilohn-
gestützter Arbeitsangebote soll umgehend
mit Sanktionen der Arbeitsagenturen ver-
bunden werden. Die vor Jahresfrist genannte
Zahl von 200.000 einzubeziehenden Arbeits-
losen wurde von Experten zwar umgehend
als völlig unrealistisch erklärt, steht für
CDU/CSU aber nach wie vor im Raum. Un-
geklärt ist auch die Finanzierung – vermut-
lich sollen die erforderlichen Mittel durch ein
fast völliges Einstellen aller noch übrig ge-
bliebenen Instrumente der aktiven Arbeits-
marktpolitik aufgebracht werden. Im Paket
mit all dem wird ein gesetzlicher Mindest-
lohn nach wie vor strikt abgelehnt und auf
eine Lockerung des Kündigungsschutzes im
Betriebsverfassungsgesetz gedrungen.

Während die CDU ihre Position damit
nicht verändert hat, versuchte der SPD-Par-
teivorstand Anfang Januar mit dem in seiner
»Bremer Erklärung« offiziell akzeptierten
Modell »Bonus für Arbeit« einen taktischen
Befreiungsschlag aus seiner gegenüber Kom-
bilöhnen ablehnenden Position. Die bisheri-
ge Skepsis begründete sich aus den vernich-
tend schlechten Evaluationsergebnissen der

von 2000 bis 2005 zahlreich ausprobierten
Kombilohnmodelle, die nahezu jede mögli-
che Variante staatlicher Zuschüsse durchex-
erzierten. Münteferings Trick besteht nun
darin, sich gegenüber der CDU die Dehn-
barkeit des Begriffs Kombilohn zunutze zu
machen und »Bonus für Arbeit« als Modell
einer negativen Einkommenssteuer nach dem
Prinzip des US-amerikanischen Earned In-
come Tax Credit (EITC) darzustellen. Er be-
dient sich dabei eines Gutachtens, das der
»Wirtschaftsweise« Bofinger und der Nürn-
berger Arbeitsmarktforscher Walwei im
Herbst 2006 für die sächsische Landesregie-
rung ablieferten. Bofinger und Walwei schla-
gen vor, dass der Bund die Sozialabgaben,
also circa 20 Prozent der Lohnkosten, von
Geringverdienern bis zu einer Grenze von
750 Euro Lohn bei Singles und 1.300 Euro
bei Paaren als nachträgliche Steuerrücker-
stattung durch die Finanzämter übernehmen
solle. Danach soll der Zuschuss sinken. Das
Gutachten rechnet damit, dass eine solche
Förderung bis zu vier Milliarden Euro pro
Jahr kostet. Geringverdiener könnten mehr
Geld im Portemonnaie haben, so die SPD in
Bremen, der Anreiz zur Aufnahme einer
schlecht bezahlten Tätigkeit würde stärker.

Prompt sah sich der Koalitionspartner auf
dem falschen Fuß erwischt, konnte man sich
doch nicht der Diskussion um ein derartiges
Kombilohnmodell versagen. Dennoch wird
Münteferings Vorschlag insgesamt kein Er-
folg beschieden sein. Nicht nur, weil es kaum
vorstellbar sein dürfte, dieses Instrument
ohne Androhung diskriminierender Bedürf-
tigkeitsprüfungen und finanzieller Sanktio-
nen bei »Verweigerung der Arbeitsaufnah-
me« umzusetzen – und sollten dies dann
zukünftig die Finanzämter tun? Sondern vor
allem deshalb, weil dieses Modell bestenfalls
in Kombination mit einem flächendecken-
den Mindestlohn funktioniert, sei er nun
durchgängig für ausnahmslos alle Branchen
vereinbart oder gesetzlich fixiert. Ohne die-
se Zutat wäre der Effekt nämlich ein gänzlich
anderer. Nahezu jedes Unternehmen, das
nicht durch Tarifgebundenheit in seinen
Handlungsspielräumen eingeschränkt ist,
wird den Lohn in den untersten Gehalts-
gruppen genau um den Betrag senken, den
der Staat am Ende wieder erstattet. Verdi

machte umgehend klar, dass die Abwärtsspi-
rale beim Lohn damit nicht gestoppt, son-
dern sogar noch beschleunigt würde, es liefe
auf eine staatlich organisierte und subventio-
nierte weitere Umverteilung zu Lasten der
Löhne und zugunsten der Unternehmen
hinaus. 

Daneben sind Mitnahmeeffekte nicht nur
im weitgehend tariffreien Ostdeutschland
programmiert, die neuen Regelungen wären
auch hochwillkommener Anlass für viele
westdeutsche Unternehmen, aus Tarifverträ-
gen auszusteigen, um anschließend ihr Lohn-
niveau auch um diesen Betrag absenken zu
können. Spätestens an diesem Punkt der Spi-
rale bräche das Modell auch finanziell zu-
sammen. 

Die bisherigen Entwürfe von CDU/CSU
und SPD mögen in ihren konzeptionellen
Vorstellungen weit voneinander entfernt
sein. Doch beide Ansätze gehen davon aus,
dass mit einer staatlich begleiteten Auswei-
tung des Niedriglohnsektors die Arbeitslo-
sigkeit in großem Stil bekämpft werden
könnte. Doch laut IAB (Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung), arbeiteten be-
reits 2001 allein 17,4 Prozent der Vollzeitbe-
schäftigten für Niedriglöhne, Tendenz seit-
her steigend. Und: Der deutsche Nied-
riglohnsektor ist beileibe kein Sammelbecken
von gering Qualifizierten, zwei Drittel haben
eine Berufsausbildung oder sogar ein Studi-
um absolviert, wie das WSI-Institut ermittelt
hat. Betriebe zahlen vielen ihrer Beschäftig-
ten einfach geringe Löhne und diese müssen
das mangels Alternativen akzeptieren. Viel-
fach haben sich Niedriglöhne in den zurück-
liegenden Jahren, bedingt durch die Ohn-
macht vieler Gewerkschaften, bereits legal in
Tarifverträge hineingefressen

Derlei Fakten stören jedoch nicht den Poli-
tikbetrieb der Koalition. Beide Seiten haben
die wissenschaftliche Prüfung ihrer aktuellen
Kombilohnmodelle in Auftrag gegeben.
Endlose Krisensitzungen, in denen tapfere
Fachpolitiker wie bei der Gesundheitsreform
nächtelang tagen, um dann völlig erschöpft
kaum mehr verständliche Kompromisslö-
sungen zu präsentieren, sind programmiert.
Was auch immer herauskommen wird: Am
Urteil »Thema verfehlt« wird es nichts än-
dern. ■


